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REPUBLIK OSTERREICH 
~ 

B UN DES~ I NIStER I UM 
FOR LANDESVERTEIDIGUNG 

GZ 10.009/38-1.7/92 

Entwurf ein~ FernrneIde­
gesetzes 1993; 

Stellungnahme 

An das 

Sachbearbei t.er : 
VB Ila Mag. Meinhart 

Tel.-Nr.: 515 95/2253 
Fax-Nr.: 515 95/3270 

Präsidil~ des Nationalrates 

Parlament 

1017 Wien 

Das Bundesministeriurn für Landesverteidigung übermittelt 

in der Anlage 25 Ausfertigungen der ho. Stellungnahme zu 

dem vom Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr versendeten Entwurf eines Fernrneldegesetzes 1993. 

25 Beilagen 

17. November 1992 
Für den Bundesminister: 

S chI i f eIn e r 

Für die Richtigkeit 

der ~~tigung: 

7530-0· 120-0371 
BMLV R 119 
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* REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FO R LAN DE SVE RH I DI GUN G 

GZ 10.009/38-1,7/92 

Entwurf eines Fernmelde­
gesetzes 1993; 

stellungnahme 

.?m dCl_s 

Bundesministerium für 

~ar:hbearbeiter: 
VB 1/a Mag. Meinhart 

Tel.-Nr.: 515 95/2253 
Fax-Nr. : 515 95/3270 

Bffentliche Wirtschaft und Verkehr 

Generaldirektion für die Post- und 

Telegraphenverwaltung 

Postgasse 8 

1011 \vien 

Zu dem mit der do. Note vom 25. September 1992, 

GZ 122960/111-25/92, übermittelten Entwurf eines Fernmel­

degesetzes 1993 nimmt das Bundesministerium für Landes­

verteidigung wie folgt Stellung: 

Zu § 1: 

Bei einem Einsatz des Bundesheeres zur militärischen 

Landesverteidigung gemäß § 2 Abs. 1 lit. a des Wehrge­

setzes 1990, BGBI. Nr. 305, ist nicht auszuschließen, daß 

durch Fernmeldeanlagen der Landesverteidigung StBrungen 

bei anderen Fernmeldeanlagen verursacht werden. Gemäß § 22 

des gegenständlichen Gesetzentwurfes unterliegen auch die 

beYlilligungsfreien Fernmeldeanlagen im Sinne des § 9 der 

Aufsicht durch die Fernmeldebüros. Da die in den §§ 23 und 

24 normierten Aufsichtsrnaßnahmen sogar bis zur Einstellung 
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, 
nes Betriebes 

- ? -

auf unbestimmte Zeit reichen I könnte der 

~nd effiziente Ablauf eines Einsatzes des 

zur mi li tärischen Landesverteidigung durch 

reibungslose 

Bundesheeres 

allfällige, seitens der FernmeldebUros verhängte Be-

schränkungen nicht unwesentlich behindert werden. Es wird 

daher nachdrUcklich ersucht, dem § 1 folgenden Abs. 4 

anzufügen: 

I! (4) Fernmeldeanlagen ( die ausschließlich für Zwecke der 

Landesverteidigung errichtet und betrieben werden, unter­

liegen bei einem Einsatz des Bundesheeres gemäß § 2 Abs. 1 

lit. a des Wehrgesetzes 1990, BGBl. Nr. 305, sowie bei der 

unmittelbaren Vorbereitung dieses Einsatzes diesem 

Bundesgesetz nur soweit, als dadurch der Einsatz nicht 

hehindert wird. I! 

Ergänzend wird bemerkt f daß auch im Entwurf eines Elek­

trotechnikgesetzes 1992, das demnächst in parlamentarische 

Behandlung genommen wird, eine e!1tsprechende Ausnahmebe­

stimmung hinsichtlich der elektrisc:hen Anlagen und elek­

trischen Betriebsmi tt.el der Landesverteidigung bei einern 

Einsatz des Bundesheeres gemäß § 2 Abs. 1 lit. ades 

Wehrgesetzes 1990 enthalten ist. 

Zu § 9: 

Gemäß § 9 Abs. 1 Z 6 ist ~f~ü~r __ ~d~i~e~~E~r~r~i~c~h~t~u~n~g~_u~n~d=-~d~e~n 

Betrieb von Fernmeldeanlagen, die ausschließlich fÜr 

Zwecke der Landesverteidigung errichtet und betrieben 

werden, keine Bewilligung erforderlich. 

Gemäß § 9 Abs. 2 gilt diese Ausnahmebestimrnung jedoch 

nicht fUr Funkanlagen. 

DarUber hinaus besteht nach § 10 des gegenständlichen 

Entwurfes fUr Fernmeldeanlagen auf österreichischen 
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Schiffen, Luftfahrzeugen und anderen Verkehrsmitteln eine 

Bewilligungspflicht " sofern diese Fernmeldeanlagen nicht 

a.usschließlich zum Verkehr innerhalb des Fahrzeuges 

bestirr@t sind. Auch aus dieser Bestimmung ergibt sich die 

Bewilligungspflicht für Funkanlagen auf milit~rischen 

Fahrzeugen. 

Demgegenüber ist festzuhalten, daß 

Teiles 2 der Anlage zu § 2 des 

setzes 1986 die Angelegenheiten des 

gem~ß lit. I des 

Bundesministerienge­

Fernmeldewesens im 

militärischen Bereich zu den milit~rischen Angelegenheiten 

z~hlen und daher in die Kompetenz des Bundesministers für 

Landesverteidigung fallen. 

Nach .4uffassung des ho. Ressorts sollte daher auch bei 

Funkanlagen, die ausschließlich fUr Zwecke der Landes­

verteidigung errichtet und betrieben werden, von einer 

Bewilligungspflicht abgesehen werden. 

Es wird daher ersucht, § 9 Abs. 2 etwa wie folgt zu 

ergänzen: 

'1(2) Abs. 1 gilt nicht fUr Funkanlagen, ausgenommen 

Funkanlagen, die ausschließlich für Zwecke der Landesver­

teidigung errichtet und betrieben werden." 

Zu § 36 Abs. 2: 

Es wird angeregt, auch die M6glichkeit einer Einsichtnahme 

in die Ermittlungsergebnisse der PTV durch den Kunden 

vorzusehen. Dies würde nach ho. Ansicht zu einer gr6ßeren 

Transparenz im Bereich der Abrechnung durch die PTV 

fUhren. 
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Zu § 37: 

Nach ho. Auffassung sollte im § 37 zweiter Satz der letzte 

Satzteil (n ••• falls die Betriebsunfähigkeit, nachdem sie 

der PTV bekanntgeworden ist, länger als vierzehn Tage 

gedauert hat. n) entfallen, weil die Bezahlung von Lei­

stungen, die von der PTV tatsächlich nicht erbracht 

wurden, nicht zumutbar erscheint. 

Zu § 43: 

Mit der Vollziehung des derzeit in Geltung stehenden 

Fernmeldegesetzes ist der Bundesminister für öffentliche 

Wirtschaft und Verkehr im Einvernehmen mit den beteiligten 

Bundesministern betraut. 

Nach § 43 des gegenständlichen Gesetzentwurfes s0ll 

künftig mit der Vollziehung des gegenständlichen Gesetzes 

ausschließlich der Bundesminister fiir öffentliche I,Virt­

schaft und Verkehr betraut sein. Da aber gemäß lit. I des 

Teiles 2 der Anlage zu § 2 des Bundesministerienge­

setzes 1986 das Fernmeldewesen im militärischen Bereich in 

die Zuständigkeit des Bundesministers für Landesverteidi­

~ fällt, erscheint hinsichtlich der militärischen 

Fernmeldeanlagen jedenfalls auch die Mitwirkung des 

Bundesministers für Landesverteidigung an der Vollziehung 

dieses Gesetzes erforderlich. 

Es wird daher ersucht, L.!l etwa wie folgt zu ergänzen: 

n§ 43. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

- hinsichtlich militärischer Fernmeldeanlagen im Einver­

nehmen mit dem Bundesminister für Landesverteidigung 

betraut. n 
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Dem Präsidium des Nationalrates \vurden 25 Kopien dieser 

Stellungnahme übermittelt. 

17. November 1992 
Ftir den Bundesminister: 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

(~ 

S chI i f eIn e r 
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